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VIII. Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates über die Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 

Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 vom 27. November 2003 (sog. 
„Brüssel IIa-VO“)

1
 

  

Der Rat der Europäischen Union - 
 
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe c) und Artikel 
67 Absatz 1, 
 
auf Vorschlag der Kommission 
 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses, 
 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1) 
Die Europäische Gemeinschaft hat sich die Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zum Ziel 
gesetzt, in dem der freie Personenverkehr gewährleistet ist. Hierzu erlässt die Gemeinschaft unter anderem die Maßnahmen, 
die im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlich 
sind. 
 
(2) 
Auf seiner Tagung in Tampere hat der Europäische Rat den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher 
Entscheidungen, der für die Schaffung eines echten europäischen Rechtsraums unabdingbar ist, anerkannt und die 
Besuchsrechte als Priorität eingestuft. 
 
(3) 
Die Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 enthält Vorschriften für die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen sowie von aus Anlass von Ehesachen ergangenen 
Entscheidungen über die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kinder der Ehegatten. Der Inhalt dieser Verordnung 
wurde weitgehend aus dem diesbezüglichen Übereinkommen vom 28. Mai 1998 übernommen. 
 
(4) 
Am 3. Juli 2000 hat Frankreich eine Initiative im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des Rates über die gegenseitige 
Vollstreckung von Entscheidungen über das Umgangsrecht vorgelegt. 
 
(5) 
Um die Gleichbehandlung aller Kinder sicherzustellen, gilt diese Verordnung für alle Entscheidungen über die elterliche 
Verantwortung, einschließlich der Maßnahmen zum Schutz des Kindes, ohne Rücksicht darauf, ob eine Verbindung zu einem 
Verfahren in Ehesachen besteht. 
 
(6) 
Da die Vorschriften über die elterliche Verantwortung häufig in Ehesachen herangezogen werden, empfiehlt es sich, Ehesachen 
und die elterliche Verantwortung in einem einzigen Rechtsakt zu regeln. 
 
(7) 
Diese Verordnung gilt für Zivilsachen, unabhängig von der Art der Gerichtsbarkeit. 
 
(8) 
Bezüglich Entscheidungen über die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung 
einer Ehe sollte diese Verordnung nur für die Auflösung einer Ehe und nicht für Fragen wie die Scheidungsgründe, das 
Ehegüterrecht oder sonstige mögliche Nebenaspekte gelten. 
 
(9) 
Bezüglich des Vermögens des Kindes sollte diese Verordnung nur für Maßnahmen zum Schutz des Kindes gelten, das heißt i) 
für die Bestimmung und den Aufgabenbereich einer Person oder Stelle, die damit betraut ist, das Vermögen des Kindes zu 
verwalten, das Kind zu vertreten und ihm beizustehen, und ii) für Maßnahmen bezüglich der Verwaltung und Erhaltung des 
Vermögens des Kindes oder der Verfügung darüber. In diesem Zusammenhang sollte diese Verordnung beispielsweise für die 
Fälle gelten, in denen die Eltern über die Verwaltung des Vermögens des Kindes im Streit liegen. Das Vermögen des Kindes 
betreffende Maßnahmen, die nicht den Schutz des Kindes betreffen, sollten weiterhin unter die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen fallen. 
 
(10) 

                                                           
1 ABl. EU Nr. L 338 vom 23.12.2003, S. 1 ff. 
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Diese Verordnung soll weder für Bereiche wie die soziale Sicherheit oder Maßnahmen allgemeiner Art des öffentlichen Rechts 
in Angelegenheiten der Erziehung und Gesundheit noch für Entscheidungen über Asylrecht und Einwanderung gelten. 
Außerdem gilt sie weder für die Feststellung des Eltern-Kind-Verhältnisses, bei der es sich um eine von der Übertragung der 
elterlichen Verantwortung gesonderte Frage handelt, noch für sonstige Fragen im Zusammenhang mit dem Personenstand. Sie 
gilt ferner nicht für Maßnahmen, die im Anschluss an von Kindern begangenen Straftaten ergriffen werden. 
 
(11) 
Unterhaltspflichten sind vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen, da sie bereits durch die Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 geregelt werden. Die nach dieser Verordnung zuständigen Gerichte werden in Anwendung des Artikels 5 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 in der Regel für Entscheidungen in Unterhaltssachen zuständig sein. 
 
(12) 
Die in dieser Verordnung für die elterliche Verantwortung festgelegten Zuständigkeitsvorschriften wurden dem Wohle des 
Kindes entsprechend und insbesondere nach dem Kriterium der räumlichen Nähe ausgestaltet. Die Zuständigkeit sollte 
vorzugsweise dem Mitgliedstaat des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes vorbehalten sein außer in bestimmten Fällen, in 
denen sich der Aufenthaltsort des Kindes geändert hat oder in denen die Träger der elterlichen Verantwortung etwas anderes 
vereinbart haben. 
 
(13) 
Nach dieser Verordnung kann das zuständige Gericht den Fall im Interesse des Kindes ausnahmsweise und unter bestimmten 
Umständen an das Gericht eines anderen Mitgliedstaats verweisen, wenn dieses den Fall besser beurteilen kann. Allerdings 
sollte das später angerufene Gericht nicht befugt sein, die Sache an ein drittes Gericht weiterzuverweisen. 
 
(14) 
Die Anwendung des Völkerrechts im Bereich diplomatischer Immunitäten sollte durch die Wirkungen dieser Verordnung nicht 
berührt werden. Kann das nach dieser Verordnung zuständige Gericht seine Zuständigkeit aufgrund einer diplomatischen 
Immunität nach dem Völkerrecht nicht wahrnehmen, so sollte die Zuständigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem die betreffende 
Person keine Immunität genießt, nach den Rechtsvorschriften dieses Staates bestimmt werden. 
 
(15) 
Für die Zustellung von Schriftstücken in Verfahren, die auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung eingeleitet wurden, gilt 
die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten. 
 
(16) 
Die vorliegende Verordnung hindert die Gerichte eines Mitgliedstaats nicht daran, in dringenden Fällen einstweilige Maßnahmen 
einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf Personen oder Vermögensgegenstände, die sich in diesem Staat befinden, 
anzuordnen. 
 
(17) 
Bei widerrechtlichem Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes sollte dessen Rückgabe unverzüglich erwirkt werden; zu 
diesem Zweck sollte das Haager Übereinkommen vom 24. Oktober 1980, das durch die Bestimmungen dieser Verordnung und 
insbesondere des Artikels 11 ergänzt wird, weiterhin Anwendung finden. Die Gerichte des Mitgliedstaats, in den das Kind 
widerrechtlich verbracht wurde oder in dem es widerrechtlich zurückgehalten wird, sollten dessen Rückgabe in besonderen, 
ordnungsgemäß begründeten Fällen ablehnen können. Jedoch sollte eine solche Entscheidung durch eine spätere 
Entscheidung des Gerichts des Mitgliedstaats ersetzt werden können, in dem das Kind vor dem widerrechtlichen Verbringen 
oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Sollte in dieser Entscheidung die Rückgabe des Kindes angeordnet 
werden, so sollte die Rückgabe erfolgen, ohne dass es in dem Mitgliedstaat, in den das Kind widerrechtlich verbracht wurde, 
eines besonderen Verfahrens zur Anerkennung und Vollstreckung dieser Entscheidung bedarf. 
 
(18) 
Entscheidet das Gericht gemäß Artikel 13 des Haager Übereinkommens von 1980, die Rückgabe abzulehnen, so sollte es das 
zuständige Gericht oder die Zentrale Behörde des Mitgliedstaats, in dem das Kind vor dem widerrechtlichen Verbringen oder 
Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, hiervon unterrichten. Wurde dieses Gericht noch nicht angerufen, so sollte 
dieses oder die Zentrale Behörde die Parteien entsprechend unterrichten. Diese Verpflichtung sollte die Zentrale Behörde nicht 
daran hindern, auch die betroffenen Behörden nach nationalem Recht zu unterrichten. 
 
(19) 
Die Anhörung des Kindes spielt bei der Anwendung dieser Verordnung eine wichtige Rolle, wobei diese jedoch nicht zum Ziel 
hat, die diesbezüglich geltenden nationalen Verfahren zu ändern. 
 
(20) 
Die Anhörung eines Kindes in einem anderen Mitgliedstaat kann nach den Modalitäten der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des 
Rates vom 28. Mai 2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen erfolgen. 
 
(21) 
Die Anerkennung und Vollstreckung der in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen sollten auf dem Grundsatz des 
gegenseitigen Vertrauens beruhen und die Gründe für die Nichtanerkennung auf das notwendige Minimum beschränkt sein. 
 
(22) 
Zum Zwecke der Anwendung der Anerkennungs- und Vollstreckungsregeln sollten die in einem Mitgliedstaat vollstreckbaren 
öffentlichen Urkunden und Vereinbarungen zwischen den Parteien "Entscheidungen" gleichgestellt werden. 
 
(23) 
Der Europäische Rat von Tampere hat in seinen Schlussfolgerungen (Nummer 34) die Ansicht vertreten, dass Entscheidungen 
in familienrechtlichen Verfahren "automatisch unionsweit anerkannt" werden sollten, "ohne dass es irgendwelche 
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Zwischenverfahren oder Gründe für die Verweigerung der Vollstreckung geben" sollte. Deshalb sollten Entscheidungen über 
das Umgangsrecht und über die Rückgabe des Kindes, für die im Ursprungsmitgliedstaat nach Maßgabe dieser Verordnung 
eine Bescheinigung ausgestellt wurde, in allen anderen Mitgliedstaaten anerkannt und vollstreckt werden, ohne dass es eines 
weiteren Verfahrens bedarf. Die Modalitäten der Vollstreckung dieser Entscheidungen unterliegen weiterhin dem nationalen 
Recht. 
 
(24) 
Gegen die Bescheinigung, die ausgestellt wird, um die Vollstreckung der Entscheidung zu erleichtern, sollte kein Rechtsbehelf 
möglich sein. Sie sollte nur Gegenstand einer Klage auf Berichtigung sein, wenn ein materieller Fehler vorliegt, d. h., wenn in 
der Bescheinigung der Inhalt der Entscheidung nicht korrekt wiedergegeben ist. 
 
(25) 
Die Zentralen Behörden sollten sowohl allgemein als auch in besonderen Fällen, einschließlich zur Förderung der gütlichen 
Beilegung von die elterliche Verantwortung betreffenden Familienstreitigkeiten, zusammenarbeiten. Zu diesem Zweck beteiligen 
sich die Zentralen Behörden an dem Europäischen Justiziellen Netz für Zivil- und Handelssachen, das mit der Entscheidung des 
Rates vom 28. Mai 2001 zur Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen eingerichtet 
wurde. 
 
(26) 
Die Kommission sollte die von den Mitgliedstaaten übermittelten Listen mit den zuständigen Gerichten und den Rechtsbehelfen 
veröffentlichen und aktualisieren. 
 
(27) 
Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates 
vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse erlassen werden. 
 
(28) 
Diese Verordnung tritt an die Stelle der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000, die somit aufgehoben wird. 
 
(29) 
Um eine ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen, sollte die Kommission deren Durchführung prüfen 
und gegebenenfalls die notwendigen Änderungen vorschlagen. 
 
(30) 
Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
beigefügten Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands haben diese Mitgliedstaaten mitgeteilt, dass 
sie sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung beteiligen möchten. 
 
(31) 
Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser 
Verordnung, die für Dänemark nicht bindend oder anwendbar ist. 
 
(32) 
Da die Ziele dieser Verordnung auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher besser auf 
Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese 
Verordnung nicht über das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 
 
(33) 
Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die mit der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union anerkannt wurden. Sie zielt insbesondere darauf ab, die Wahrung der Grundrechte des Kindes im Sinne 
des Artikels 24 der Grundrechtscharta der Europäischen Union zu gewährleisten - 
 
hat folgende Verordnung erlassen: 

 
Kapitel I: Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Artikel 1: Anwendungsbereich 

 
(1)   Diese Verordnung gilt, ungeachtet der Art der Gerichtsbarkeit, für Zivilsachen mit folgendem Gegenstand: 

a. die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes und die Ungültigerklärung einer Ehe, 
b. die Zuweisung, die Ausübung, die Übertragung sowie die vollständige oder teilweise Entziehung der 

elterlichen Verantwortung. 

(2)   Die in Absatz 1 Buchstabe b) genannten Zivilsachen betreffen insbesondere: 

a. das Sorgerecht und das Umgangsrecht, 
b. die Vormundschaft, die Pflegschaft und entsprechende Rechtsinstitute, 
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c. die Bestimmung und den Aufgabenbereich jeder Person oder Stelle, die für die Person oder das Vermögen 
des Kindes verantwortlich ist, es vertritt oder ihm beisteht, 

d. die Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie oder einem Heim, 
e. die Maßnahmen zum Schutz des Kindes im Zusammenhang mit der Verwaltung und Erhaltung seines 

Vermögens oder der Verfügung darüber. 

(3)   Diese Verordnung gilt nicht für 

a. die Feststellung und die Anfechtung des Eltern-Kind-Verhältnisses, 
b. Adoptionsentscheidungen und Maßnahmen zur Vorbereitung einer Adoption sowie die Ungültigerklärung 

und den Widerruf der Adoption, 
c. Namen und Vornamen des Kindes, 
d. die Volljährigkeitserklärung, 
e. Unterhaltspflichten, 
f. Trusts und Erbschaften, 
g. Maßnahmen infolge von Straftaten, die von Kindern begangen wurden. 

Artikel 2: Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. "Gericht" alle Behörden der Mitgliedstaaten, die für Rechtssachen zuständig sind, die gemäß Artikel 1 in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen;  

2. "Richter" einen Richter oder Amtsträger, dessen Zuständigkeiten denen eines Richters in Rechtssachen entsprechen, 
die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen;  

3. "Mitgliedstaat" jeden Mitgliedstaat mit Ausnahme Dänemarks;  

4. "Entscheidung" jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Entscheidung über die Ehescheidung, die 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung einer Ehe sowie jede Entscheidung über die 
elterliche Verantwortung, ohne Rücksicht auf die Bezeichnung der jeweiligen Entscheidung, wie Urteil oder 
Beschluss;  

5. "Ursprungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem die zu vollstreckende Entscheidung ergangen ist;  

6. "Vollstreckungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem die Entscheidung vollstreckt werden soll;  

7. "elterliche Verantwortung" die gesamten Rechte und Pflichten, die einer natürlichen oder juristischen Person durch 
Entscheidung oder kraft Gesetzes oder durch eine rechtlich verbindliche Vereinbarung betreffend die Person oder das 
Vermögen eines Kindes übertragen wurden. Elterliche Verantwortung umfasst insbesondere das Sorge- und das 
Umgangsrecht;  

8. "Träger der elterlichen Verantwortung" jede Person, die die elterliche Verantwortung für ein Kind ausübt;  

9. "Sorgerecht" die Rechte und Pflichten, die mit der Sorge für die Person eines Kindes verbunden sind, insbesondere 
das Recht auf die Bestimmung des Aufenthaltsortes des Kindes;  

10. "Umgangsrecht" insbesondere auch das Recht, das Kind für eine begrenzte Zeit an einen anderen Ort als seinen 
gewöhnlichen Aufenthaltsort zu bringen;  

11. "widerrechtliches Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes" das Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes, wenn 

a. dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das aufgrund einer Entscheidung oder kraft Gesetzes oder aufgrund 
einer rechtlich verbindlichen Vereinbarung nach dem Recht des Mitgliedstaats besteht, in dem das Kind 
unmittelbar vor dem Verbringen oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, 

    und 

b. das Sorgerecht zum Zeitpunkt des Verbringens oder Zurückhaltens allein oder gemeinsam tatsächlich 
ausgeübt wurde oder ausgeübt worden wäre, wenn das Verbringen oder Zurückhalten nicht stattgefunden 
hätte. Von einer gemeinsamen Ausübung des Sorgerechts ist auszugehen,  wenn einer der Träger der 
elterlichen Verantwortung aufgrund einer Entscheidung oder kraft Gesetzes nicht ohne die Zustimmung des 
anderen Trägers der elterlichen Verantwortung über den Aufenthaltsort des Kindes bestimmen kann. 

Kapitel II: Zuständigkeit 
 

Abschnitt 1: Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des Ehebandes und Ungültigerklärung einer Ehe 

Artikel 3: Allgemeine Zuständigkeit 

(1)   Für Entscheidungen über die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung 
einer Ehe, sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, 

a. in dessen Hoheitsgebiet 

 beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder 
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 die Ehegatten zuletzt beide ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern einer von ihnen dort noch seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder 

 der Antragsgegner seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder 

 im Fall eines gemeinsamen Antrags einer der Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder 

 der Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn er sich dort seit mindestens einem 
Jahr   unmittelbar vor der Antragstellung aufgehalten hat, oder 

 der Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn er sich dort seit mindestens sechs Monaten 
unmittelbar vor der Antragstellung aufgehalten hat und entweder Staatsangehöriger des betreffenden 
Mitgliedstaats ist oder, im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands, dort sein "domicile" hat;  

b. dessen Staatsangehörigkeit beide Ehegatten besitzen, oder, im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands, in dem 
sie ihr gemeinsames "domicile" haben. 

(2)   Der Begriff "domicile" im Sinne dieser Verordnung bestimmt sich nach dem Recht des Vereinigten Königreichs und Irlands. 

Artikel 4: Gegenantrag 

Das Gericht, bei dem ein Antrag gemäß Artikel 3 anhängig ist, ist auch für einen Gegenantrag zuständig, sofern dieser in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung fällt. 

Artikel 5: Umwandlung einer Trennung ohne Auflösung des Ehebandes in eine Ehescheidung 

Unbeschadet des Artikels 3 ist das Gericht eines Mitgliedstaats, das eine Entscheidung über eine Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes erlassen hat, auch für die Umwandlung dieser Entscheidung in eine Ehescheidung zuständig, sofern dies im 
Recht dieses Mitgliedstaats vorgesehen ist. 

Artikel 6: Ausschließliche Zuständigkeit nach den Artikeln 3, 4 und 5 

Gegen einen Ehegatten, der 

a. seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat oder 
b. Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist oder im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands sein "domicile" im 

Hoheitsgebiet eines dieser Mitgliedstaaten hat, 

darf ein Verfahren vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats nur nach Maßgabe der Artikel 3, 4 und 5 geführt werden. 

Artikel 7: Restzuständigkeit 

(1)   Soweit sich aus den Artikeln 3, 4 und 5 keine Zuständigkeit eines Gerichts eines Mitgliedstaats ergibt, bestimmt sich die 
Zuständigkeit in jedem Mitgliedstaat nach dem Recht dieses Staates. 
 
(2)   Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaats, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats hat, kann die in diesem Staat geltenden Zuständigkeitsvorschriften wie ein Inländer gegenüber einem 
Antragsgegner geltend machen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat oder die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt oder im Fall des Vereinigten Königreichs und Irlands sein "domicile" nicht im 
Hoheitsgebiet eines dieser Mitgliedstaaten hat. 

 
Abschnitt 2: Elterliche Verantwortung 

 
Artikel 8: Allgemeine Zuständigkeit 

(1) Für Entscheidungen, die die elterliche Verantwortung betreffen, sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, in dem das 
Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(2) Absatz 1 findet vorbehaltlich der Artikel 9, 10 und 12 Anwendung. 

Artikel 9: Aufrechterhaltung der Zuständigkeit des früheren gewöhnlichen Aufenthaltsortes des Kindes 

(1) Beim rechtmäßigen Umzug eines Kindes von einem Mitgliedstaat in einen anderen, durch den es dort einen neuen 
gewöhnlichen Aufenthalt erlangt, verbleibt abweichend von Artikel 8 die Zuständigkeit für eine Änderung einer vor dem Umzug 
des Kindes in diesem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung über das Umgangsrecht während einer Dauer von drei Monaten 
nach dem Umzug bei den Gerichten des früheren gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes, wenn sich der laut der Entscheidung 
über das Umgangsrecht umgangsberechtigte Elternteil weiterhin gewöhnlich in dem Mitgliedstaat des früheren gewöhnlichen 
Aufenthalts des Kindes aufhält. 
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(2)  Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der umgangsberechtigte Elternteil im Sinne des Absatzes 1 die Zuständigkeit der 
Gerichte des Mitgliedstaats des neuen gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes dadurch anerkannt hat, dass er sich an Verfahren 
vor diesen Gerichten beteiligt, ohne ihre Zuständigkeit anzufechten. 

Artikel 10: Zuständigkeit in Fällen von Kindesentführung 

Bei widerrechtlichem Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes bleiben die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem das Kind 
unmittelbar vor dem widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, so lange zuständig, 
bis das Kind einen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat erlangt hat und 

a. jede sorgeberechtigte Person, Behörde oder sonstige Stelle dem Verbringen oder Zurückhalten zugestimmt hat 

    oder 

b. das Kind sich in diesem anderen Mitgliedstaat mindestens ein Jahr aufgehalten hat, nachdem die sorgeberechtigte 
Person, Behörde oder sonstige Stelle seinen Aufenthaltsort kannte oder hätte kennen müssen und sich das Kind in 
seiner neuen Umgebung eingelebt hat, sofern eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

i. Innerhalb eines Jahres, nachdem der Sorgeberechtigte den Aufenthaltsort des Kindes kannte oder hätte 
kennen müssen, wurde kein Antrag auf Rückgabe des Kindes bei den zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats gestellt, in den das Kind verbracht wurde oder in dem es zurückgehalten wird;  

ii. ein von dem Sorgeberechtigten gestellter Antrag auf Rückgabe wurde zurückgezogen, und innerhalb der in 
Ziffer i) genannten Frist wurde kein neuer Antrag gestellt;  

iii. ein Verfahren vor dem Gericht des Mitgliedstaats, in dem das Kind unmittelbar vor dem widerrechtlichen 
Verbringen oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, wurde gemäß Artikel 11 Absatz 7 
abgeschlossen;  

iv. von den Gerichten des Mitgliedstaats, in dem das Kind unmittelbar vor dem widerrechtlichen Verbringen 
oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, wurde eine Sorgerechtsentscheidung erlassen, in 
der die Rückgabe des Kindes nicht angeordnet wird. 

Artikel 11: Rückgabe des Kindes 

(1)   Beantragt eine sorgeberechtigte Person, Behörde oder sonstige Stelle bei den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats 
eine Entscheidung auf der Grundlage des Haager Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte 
internationaler Kindesentführung (nachstehend "Haager Übereinkommen von 1980" genannt), um die Rückgabe eines Kindes 
zu erwirken, das widerrechtlich in einen anderen als den Mitgliedstaat verbracht wurde oder dort zurückgehalten wird, in dem 
das Kind unmittelbar vor dem widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, so gelten 
die Absätze 2 bis 8. 
 
(2)   Bei Anwendung der Artikel 12 und 13 des Haager Übereinkommens von 1980 ist sicherzustellen, dass das Kind die 
Möglichkeit hat, während des Verfahrens gehört zu werden, sofern dies nicht aufgrund seines Alters oder seines Reifegrads 
unangebracht erscheint. 
 
(3)   Das Gericht, bei dem die Rückgabe eines Kindes nach Absatz 1 beantragt wird, befasst sich mit gebotener Eile mit dem 
Antrag und bedient sich dabei der zügigsten Verfahren des nationalen Rechts. 
Unbeschadet des Unterabsatzes 1 erlässt das Gericht seine Anordnung spätestens sechs Wochen nach seiner Befassung mit 
dem Antrag, es sei denn, dass dies aufgrund außergewöhnlicher Umstände nicht möglich ist. 
 
(4)   Ein Gericht kann die Rückgabe eines Kindes aufgrund des Artikels 13 Buchstabe b) des Haager Übereinkommens von 
1980 nicht verweigern, wenn nachgewiesen ist, dass angemessene Vorkehrungen getroffen wurden, um den Schutz des 
Kindes nach seiner Rückkehr zu gewährleisten. 
 
(5)   Ein Gericht kann die Rückgabe eines Kindes nicht verweigern, wenn der Person, die die Rückgabe des Kindes beantragt 
hat, nicht die Gelegenheit gegeben wurde, gehört zu werden. 
 
(6)   Hat ein Gericht entschieden, die Rückgabe des Kindes gemäß Artikel 13 des Haager Übereinkommens von 1980 
abzulehnen, so muss es nach dem nationalen Recht dem zuständigen Gericht oder der Zentralen Behörde des Mitgliedstaats, 
in dem das Kind unmittelbar vor dem widerrechtlichen Verbringen oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, 
unverzüglich entweder direkt oder über seine Zentrale Behörde eine Abschrift der gerichtlichen Entscheidung, die Rückgabe 
abzulehnen, und die entsprechenden Unterlagen, insbesondere eine Niederschrift der Anhörung, übermitteln. Alle genannten 
Unterlagen müssen dem Gericht binnen einem Monat ab dem Datum der Entscheidung, die Rückgabe abzulehnen, vorgelegt 
werden. 
 
(7)   Sofern die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem das Kind unmittelbar vor dem widerrechtlichen Verbringen oder 
Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, nicht bereits von einer der Parteien befasst wurden, muss das Gericht oder 
die Zentrale Behörde, das/die die Mitteilung gemäß Absatz 6 erhält, die Parteien hiervon unterrichten und sie einladen, binnen 
drei Monaten ab Zustellung der Mitteilung Anträge gemäß dem nationalen Recht beim Gericht einzureichen, damit das Gericht 
die Frage des Sorgerechts prüfen kann. 
 
Unbeschadet der in dieser Verordnung festgelegten Zuständigkeitsregeln schließt das Gericht den Fall ab, wenn innerhalb 
dieser Frist keine Anträge bei dem Gericht eingegangen sind. 
 
(8)   Ungeachtet einer nach Artikel 13 des Haager Übereinkommens von 1980 ergangenen Entscheidung, mit der die Rückgabe 
des Kindes verweigert wird, ist eine spätere Entscheidung, mit der die Rückgabe des Kindes angeordnet wird und die von 
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einem nach dieser Verordnung zuständigen Gericht erlassen wird, im Einklang mit Kapitel III Abschnitt 4 vollstreckbar, um die 
Rückgabe des Kindes sicherzustellen. 

Artikel 12: Vereinbarung über die Zuständigkeit 

(1)   Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem nach Artikel 3 über einen Antrag auf Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe zu entscheiden ist, sind für alle Entscheidungen zuständig, die die mit diesem 
Antrag verbundene elterliche Verantwortung betreffen, wenn 

a. zumindest einer der Ehegatten die elterliche Verantwortung für das Kind hat 

    und 

b. die Zuständigkeit der betreffenden Gerichte von den Ehegatten oder von den Trägern der elterlichen 
Verantwortung zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts ausdrücklich oder auf andere eindeutige Weise 
anerkannt wurde und im Einklang mit dem Wohl des Kindes steht. 

(2)   Die Zuständigkeit gemäß Absatz 1 endet, 

a. sobald die stattgebende oder abweisende Entscheidung über den Antrag auf Ehescheidung, Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe rechtskräftig geworden ist, 

b. oder in den Fällen, in denen zu dem unter Buchstabe a) genannten Zeitpunkt noch ein Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung anhängig ist, sobald die Entscheidung in diesem Verfahren rechtskräftig 
geworden ist, 

c. oder sobald die unter den Buchstaben a) und b) genannten Verfahren aus einem anderen Grund beendet 
worden sind. 

(3)   Die Gerichte eines Mitgliedstaats sind ebenfalls zuständig in Bezug auf die elterliche Verantwortung in anderen als den in 
Absatz 1 genannten Verfahren, wenn 

a. eine wesentliche Bindung des Kindes zu diesem Mitgliedstaat besteht, insbesondere weil einer der Träger 
der elterlichen Verantwortung in diesem Mitgliedstaat seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder das Kind die 
Staatsangehörigkeit dieses Mitgliedstaats besitzt, 

    und 

b. alle Parteien des Verfahrens zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts die Zuständigkeit ausdrücklich oder 
auf andere eindeutige Weise anerkannt haben und die Zuständigkeit in Einklang mit dem Wohl des Kindes 
steht. 

(4)   Hat das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem Drittstaat, der nicht Vertragspartei des Haager Übereinkommens 
vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern ist, so ist davon auszugehen, dass 
die auf diesen Artikel gestützte Zuständigkeit insbesondere dann in Einklang mit dem Wohl des Kindes steht, wenn sich ein 
Verfahren in dem betreffenden Drittstaat als unmöglich erweist. 

Artikel 13: Zuständigkeit aufgrund der Anwesenheit des Kindes 

(1)   Kann der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes nicht festgestellt werden und kann die Zuständigkeit nicht gemäß Artikel 12 
bestimmt werden, so sind die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, in dem sich das Kind befindet. 
 
(2)   Absatz 1 gilt auch für Kinder, die Flüchtlinge oder, aufgrund von Unruhen in ihrem Land, ihres Landes Vertriebene sind. 

Artikel 14: Restzuständigkeit 

Soweit sich aus den Artikeln 8 bis 13 keine Zuständigkeit eines Gerichts eines Mitgliedstaats ergibt, bestimmt sich die 
Zuständigkeit in jedem Mitgliedstaat nach dem Recht dieses Staates. 

Artikel 15: Verweisung an ein Gericht, das den Fall besser beurteilen kann 

(1)   In Ausnahmefällen und sofern dies dem Wohl des Kindes entspricht, kann das Gericht eines Mitgliedstaats, das für die 
Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, in dem Fall, dass seines Erachtens ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats, zu 
dem das Kind eine besondere Bindung hat, den Fall oder einen bestimmten Teil des Falls besser beurteilen kann, 

a. die Prüfung des Falls oder des betreffenden Teils des Falls aussetzen und die Parteien einladen, beim 
Gericht dieses anderen Mitgliedstaats einen Antrag gemäß Absatz 4 zu stellen, oder 

b. ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats ersuchen, sich gemäß Absatz 5 für zuständig zu erklären. 
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(2) Absatz 1 findet Anwendung 

a. auf Antrag einer der Parteien oder 
b. von Amts wegen oder 
c. auf Antrag des Gerichts eines anderen Mitgliedstaats, zu dem das Kind eine besondere Bindung gemäß 

Absatz 3 hat. 

Die Verweisung von Amts wegen oder auf Antrag des Gerichts eines anderen Mitgliedstaats erfolgt jedoch nur, wenn 
mindestens eine der Parteien ihr zustimmt. 
 
(3)   Es wird davon ausgegangen, dass das Kind eine besondere Bindung im Sinne des Absatzes 1 zu dem Mitgliedstaat hat, 
wenn 

a. nach Anrufung des Gerichts im Sinne des Absatzes 1 das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in diesem 
Mitgliedstaat erworben hat oder 

b. das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat hatte oder 
c. das Kind die Staatsangehörigkeit dieses Mitgliedstaats besitzt oder 
d. ein Träger der elterlichen Verantwortung seinen gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat hat oder 
e. die Streitsache Maßnahmen zum Schutz des Kindes im Zusammenhang mit der Verwaltung oder der 

Erhaltung des Vermögens des Kindes oder der Verfügung über dieses Vermögen betrifft und sich dieses 
Vermögen im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats befindet. 

(4)   Das Gericht des Mitgliedstaats, das für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, setzt eine Frist, innerhalb deren 
die Gerichte des anderen Mitgliedstaats gemäß Absatz 1 angerufen werden müssen. 
 
Werden die Gerichte innerhalb dieser Frist nicht angerufen, so ist das befasste Gericht weiterhin nach den Artikeln 8 bis 14 
zuständig. 
 
(5)   Diese Gerichte dieses anderen Mitgliedstaats können sich, wenn dies aufgrund der besonderen Umstände des Falls dem 
Wohl des Kindes entspricht, innerhalb von sechs Wochen nach ihrer Anrufung gemäß Absatz 1 Buchstabe a) oder b) für 
zuständig erklären. In diesem Fall erklärt sich das zuerst angerufene Gericht für unzuständig. Anderenfalls ist das zuerst 
angerufene Gericht weiterhin nach den Artikeln 8 bis 14 zuständig. 
 
(6)   Die Gerichte arbeiten für die Zwecke dieses Artikels entweder direkt oder über die nach Artikel 53 bestimmten Zentralen 
Behörden zusammen. 

Abschnitt 3: Gemeinsame Bestimmungen 
 

 
Artikel 16: Anrufung eines Gerichts 

(1)   Ein Gericht gilt als angerufen 

a. zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück bei 
Gericht eingereicht wurde, vorausgesetzt, dass der Antragsteller es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm 
obliegenden Maßnahmen zu treffen, um die Zustellung des Schriftstücks an den Antragsgegner zu 
bewirken, 

    oder 

b. falls die Zustellung an den Antragsgegner vor Einreichung des Schriftstücks bei Gericht zu bewirken ist, zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die für die Zustellung verantwortliche Stelle das Schriftstück erhalten hat, 
vorausgesetzt, dass der Antragsteller es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden Maßnahmen 
zu treffen, um das Schriftstück bei Gericht einzureichen. 

Artikel 17: Prüfung der Zuständigkeit 

Das Gericht eines Mitgliedstaats hat sich von Amts wegen für unzuständig zu erklären, wenn es in einer Sache angerufen wird, 
für die es nach dieser Verordnung keine Zuständigkeit hat und für die das Gericht eines anderen Mitgliedstaats aufgrund dieser 
Verordnung zuständig ist. 

Artikel 18: Prüfung der Zulässigkeit 

(1)   Lässt sich ein Antragsgegner, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht in dem Mitgliedstaat hat, in dem das Verfahren 
eingeleitet wurde, auf das Verfahren nicht ein, so hat das zuständige Gericht das Verfahren so lange auszusetzen, bis 
festgestellt ist, dass es dem Antragsgegner möglich war, das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges 
Schriftstück so rechtzeitig zu empfangen, dass er sich verteidigen konnte, oder dass alle hierzu erforderlichen Maßnahmen 
getroffen wurden. 
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(2)   Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 findet statt Absatz 1 Anwendung, wenn das verfahrenseinleitende 
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nach Maßgabe jener Verordnung von einem Mitgliedstaat in einen anderen zu 
übermitteln war. 
 
(3)   Sind die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 nicht anwendbar, so gilt Artikel 15 des Haager 
Übereinkommens vom 15. November 1965 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in 
Zivil- und Handelssachen, wenn das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nach Maßgabe des 
genannten Übereinkommens ins Ausland zu übermitteln war. 

Artikel 19: Rechtshängigkeit und abhängige Verfahren 

(1)   Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Anträge auf Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des 
Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe zwischen denselben Parteien gestellt, so setzt das später angerufene Gericht das 
Verfahren von Amts wegen aus, bis die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts geklärt ist. 
 
(2)   Werden bei Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten Verfahren bezüglich der elterlichen Verantwortung für ein Kind wegen 
desselben Anspruchs anhängig gemacht, so setzt das später angerufene Gericht das Verfahren von Amts wegen aus, bis die 
Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts geklärt ist. 
 
(3)   Sobald die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts feststeht, erklärt sich das später angerufene Gericht zugunsten 
dieses Gerichts für unzuständig. 
 
In diesem Fall kann der Antragsteller, der den Antrag bei dem später angerufenen Gericht gestellt hat, diesen Antrag dem 
zuerst angerufenen Gericht vorlegen. 

Artikel 20: Einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen 

(1)   Die Gerichte eines Mitgliedstaats können in dringenden Fällen ungeachtet der Bestimmungen dieser Verordnung die nach 
dem Recht dieses Mitgliedstaats vorgesehenen einstweiligen Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen in Bezug auf in 
diesem Staat befindliche Personen oder Vermögensgegenstände auch dann anordnen, wenn für die Entscheidung in der 
Hauptsache gemäß dieser Verordnung ein Gericht eines anderen Mitgliedstaats zuständig ist. 
 
(2)   Die zur Durchführung des Absatzes 1 ergriffenen Maßnahmen treten außer Kraft, wenn das Gericht des Mitgliedstaats, das 
gemäß dieser Verordnung für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist, die Maßnahmen getroffen hat, die es für 
angemessen hält. 

Kapitel III: Anerkennung und Vollstreckung 
 

 
Abschnitt 1: Anerkennung 

 

Artikel 21: Anerkennung einer Entscheidung 

(1)   Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen werden in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt, ohne dass es 
hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf. 
 
(2)   Unbeschadet des Absatzes 3 bedarf es insbesondere keines besonderen Verfahrens für die Beschreibung in den 
Personenstandsbüchern eines Mitgliedstaats auf der Grundlage einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung 
über Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe, gegen die nach dem Recht 
dieses Mitgliedstaats keine weiteren Rechtsbehelfe eingelegt werden können. 
 
(3)   Unbeschadet des Abschnitts 4 kann jede Partei, die ein Interesse hat, gemäß den Verfahren des Abschnitts 2 eine 
Entscheidung über die Anerkennung oder Nichtanerkennung der Entscheidung beantragen. 
Das örtlich zuständige Gericht, das in der Liste aufgeführt ist, die jeder Mitgliedstaat der Kommission gemäß Artikel 68 mitteilt, 
wird durch das nationale Recht des Mitgliedstaats bestimmt, in dem der Antrag auf Anerkennung oder Nichtanerkennung 
gestellt wird. 
 
(4)   Ist in einem Rechtsstreit vor einem Gericht eines Mitgliedstaats die Frage der Anerkennung einer Entscheidung als 
Vorfrage zu klären, so kann dieses Gericht hierüber befinden. 

Artikel 22: Gründe für die Nichtanerkennung einer Entscheidung über eine Ehescheidung, 
Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe 

Eine Entscheidung, die die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung einer Ehe 
betrifft, wird nicht anerkannt, 

a. wenn die Anerkennung der öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie beantragt wird, 
offensichtlich widerspricht;  
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b. wenn dem Antragsgegner, der sich auf das Verfahren nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende 
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt wurde, 
dass er sich verteidigen konnte, es sei denn, es wird festgestellt, dass er mit der Entscheidung eindeutig 
einverstanden ist;  

c. wenn die Entscheidung mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die in einem Verfahren zwischen denselben 
Parteien in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung beantragt wird, ergangen ist; oder 

d. wenn die Entscheidung mit einer früheren Entscheidung unvereinbar ist, die in einem anderen Mitgliedstaat 
oder in einem Drittstaat zwischen denselben Parteien ergangen ist, sofern die frühere Entscheidung die 
notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung in dem Mitgliedstaat erfüllt, in dem die Anerkennung 
beantragt wird. 

Artikel 23: Gründe für die Nichtanerkennung einer Entscheidung über die elterliche Verantwortung 

Eine Entscheidung über die elterliche Verantwortung wird nicht anerkannt, 

a. wenn die Anerkennung der öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie beantragt wird, 
offensichtlich widerspricht, wobei das Wohl des Kindes zu berücksichtigen ist;  

b. wenn die Entscheidung - ausgenommen in dringenden Fällen - ergangen ist, ohne dass das Kind die 
Möglichkeit hatte, gehört zu werden, und damit wesentliche verfahrensrechtliche Grundsätze des 
Mitgliedstaats, in dem die Anerkennung beantragt wird, verletzt werden;  

c. wenn der betreffenden Person, die sich auf das Verfahren nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende 
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt wurde, 
dass sie sich verteidigen konnte, es sei denn, es wird festgestellt, dass sie mit der Entscheidung eindeutig 
einverstanden ist;  

d. wenn eine Person dies mit der Begründung beantragt, dass die Entscheidung in ihre elterliche 
Verantwortung eingreift, falls die Entscheidung ergangen ist, ohne dass diese Person die Möglichkeit hatte, 
gehört zu werden;  

e. wenn die Entscheidung mit einer späteren Entscheidung über die elterliche Verantwortung unvereinbar ist, 
die in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung beantragt wird, ergangen ist;  

f. wenn die Entscheidung mit einer späteren Entscheidung über die elterliche Verantwortung unvereinbar ist, 
die in einem anderen Mitgliedstaat oder in dem Drittstaat, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, ergangen ist, sofern die spätere Entscheidung die notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung 
in dem Mitgliedstaat erfüllt, in dem die Anerkennung beantragt wird;  

    oder 

g. wenn das Verfahren des Artikels 56 nicht eingehalten wurde. 

Artikel 24: Verbot der Nachprüfung der Zuständigkeit des Gerichts des Ursprungsmitgliedstaats 

Die Zuständigkeit des Gerichts des Ursprungsmitgliedstaats darf nicht überprüft werden. Die Überprüfung der Vereinbarkeit mit 
der öffentlichen Ordnung gemäß Artikel 22 Buchstabe a) und Artikel 23 Buchstabe a) darf sich nicht auf die 
Zuständigkeitsvorschriften der Artikel 3 bis 14 erstrecken. 

Artikel 25: Unterschiede beim anzuwendenden Recht 

Die Anerkennung einer Entscheidung darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil eine Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung 
des Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem die Anerkennung beantragt wird, 
unter Zugrundelegung desselben Sachverhalts nicht zulässig wäre. 

Artikel 26: Ausschluss einer Nachprüfung in der Sache 

Die Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden. 

Artikel 27: Aussetzung des Verfahrens 

(1)   Das Gericht eines Mitgliedstaats, vor dem die Anerkennung einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen 
Entscheidung beantragt wird, kann das Verfahren aussetzen, wenn gegen die Entscheidung ein ordentlicher Rechtsbehelf 
eingelegt wurde. 
 
(2)   Das Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem die Anerkennung einer in Irland oder im Vereinigten Königreich ergangenen 
Entscheidung beantragt wird, kann das Verfahren aussetzen, wenn die Vollstreckung der Entscheidung im 
Ursprungsmitgliedstaat wegen der Einlegung eines Rechtsbehelfs einstweilen eingestellt ist. 

 
Abschnitt 2: Antrag auf Vollstreckbarerklärung 
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Artikel 28: Vollstreckbare Entscheidungen 

(1)   Die in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidungen über die elterliche Verantwortung für ein Kind, die in diesem 
Mitgliedstaat vollstreckbar sind und die zugestellt worden sind, werden in einem anderen Mitgliedstaat vollstreckt, wenn sie dort 
auf Antrag einer berechtigten Partei für vollstreckbar erklärt wurden. 
 
(2)   Im Vereinigten Königreich wird eine derartige Entscheidung jedoch in England und Wales, in Schottland oder in Nordirland 
erst vollstreckt, wenn sie auf Antrag einer berechtigten Partei zur Vollstreckung in dem betreffenden Teil des Vereinigten 
Königreichs registriert worden ist. 

 
Artikel 29: Örtlich zuständiges Gericht 

(1)   Ein Antrag auf Vollstreckbarerklärung ist bei dem Gericht zu stellen, das in der Liste aufgeführt ist, die jeder Mitgliedstaat 
der Kommission gemäß Artikel 68 mitteilt. 
 
(2)   Das örtlich zuständige Gericht wird durch den gewöhnlichen Aufenthalt der Person, gegen die die Vollstreckung erwirkt 
werden soll, oder durch den gewöhnlichen Aufenthalt eines Kindes, auf das sich der Antrag bezieht, bestimmt. 
 
Befindet sich keiner der in Unterabsatz 1 angegebenen Orte im Vollstreckungsmitgliedstaat, so wird das örtlich zuständige 
Gericht durch den Ort der Vollstreckung bestimmt. 

Artikel 30: Verfahren 

(1)   Für die Stellung des Antrags ist das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats maßgebend. 
 
(2)   Der Antragsteller hat für die Zustellung im Bezirk des angerufenen Gerichts ein Wahldomizil zu begründen. Ist das 
Wahldomizil im Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats nicht vorgesehen, so hat der Antragsteller einen 
Zustellungsbevollmächtigten zu benennen. 
 
(3)  Dem Antrag sind die in den Artikeln 37 und 39 aufgeführten Urkunden beizufügen. 

Artikel 31: Entscheidung des Gerichts 

(1)   Das mit dem Antrag befasste Gericht erlässt seine Entscheidung ohne Verzug und ohne dass die Person, gegen die die 
Vollstreckung erwirkt werden soll, noch das Kind in diesem Abschnitt des Verfahrens Gelegenheit erhalten, eine Erklärung 
abzugeben. 
 
(2)   Der Antrag darf nur aus einem der in den Artikeln 22, 23 und 24 aufgeführten Gründe abgelehnt werden. 
 
(3)   Die Entscheidung darf keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden. 

Artikel 32: Mitteilung der Entscheidung 

Die über den Antrag ergangene Entscheidung wird dem Antragsteller vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle unverzüglich in 
der Form mitgeteilt, die das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorsieht. 

Artikel 33: Rechtsbehelf 

(1)   Gegen die Entscheidung über den Antrag auf Vollstreckbarerklärung kann jede Partei einen Rechtsbehelf einlegen. 
 
(2)   Der Rechtsbehelf wird bei dem Gericht eingelegt, das in der Liste aufgeführt ist, die jeder Mitgliedstaat der Kommission 
gemäß Artikel 68 mitteilt. 
 
(3)   Über den Rechtsbehelf wird nach den Vorschriften entschieden, die für Verfahren mit beiderseitigem rechtlichen Gehör 
maßgebend sind. 
 
(4)   Wird der Rechtsbehelf von der Person eingelegt, die den Antrag auf Vollstreckbarerklärung gestellt hat, so wird die Partei, 
gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, aufgefordert, sich auf das Verfahren einzulassen, das bei dem mit dem 
Rechtsbehelf befassten Gericht anhängig ist. Lässt sich die betreffende Person auf das Verfahren nicht ein, so gelten die 
Bestimmungen des Artikels 18. 
 
(5)   Der Rechtsbehelf gegen die Vollstreckbarerklärung ist innerhalb eines Monats nach ihrer Zustellung einzulegen. Hat die 
Partei, gegen die die Vollstreckung erwirkt werden soll, ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem, 
in dem die Vollstreckbarerklärung erteilt worden ist, so beträgt die Frist für den Rechtsbehelf zwei Monate und beginnt mit dem 
Tag, an dem die Vollstreckbarerklärung ihr entweder persönlich oder in ihrer Wohnung zugestellt worden ist. Eine Verlängerung 
dieser Frist wegen weiter Entfernung ist ausgeschlossen. 
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Artikel 34: Für den Rechtsbehelf zuständiges Gericht und Anfechtung der Entscheidung über den Rechtsbehelf 

Die Entscheidung, die über den Rechtsbehelf ergangen ist, kann nur im Wege der Verfahren angefochten werden, die in der 
Liste genannt sind, die jeder Mitgliedstaat der Kommission gemäß Artikel 68 mitteilt. 

Artikel 35: Aussetzung des Verfahrens 

(1)   Das nach Artikel 33 oder Artikel 34 mit dem Rechtsbehelf befasste Gericht kann auf Antrag der Partei, gegen die die 
Vollstreckung erwirkt werden soll, das Verfahren aussetzen, wenn im Ursprungsmitgliedstaat ein ordentlicher Rechtsbehelf 
gegen die Entscheidung eingelegt wurde oder die Frist für einen solchen Rechtsbehelf noch nicht verstrichen ist. In letzterem 
Fall kann das Gericht eine Frist bestimmen, innerhalb deren der Rechtsbehelf einzulegen ist. 
 
(2)   Ist die Entscheidung in Irland oder im Vereinigten Königreich ergangen, so gilt jeder im Ursprungsmitgliedstaat statthafte 
Rechtsbehelf als ordentlicher Rechtsbehelf im Sinne des Absatzes 1. 

Artikel 36: Teilvollstreckung 

(1)   Ist mit der Entscheidung über mehrere geltend gemachte Ansprüche entschieden worden und kann die Entscheidung nicht 
in vollem Umfang zur Vollstreckung zugelassen werden, so lässt das Gericht sie für einen oder mehrere Ansprüche zu. 
 
(2)   Der Antragsteller kann eine teilweise Vollstreckung beantragen. 

Abschnitt 3: Gemeinsame Bestimmungen für die Abschnitte 1 und 2 

 
Artikel 37: Urkunden 

(1)   Die Partei, die die Anerkennung oder Nichtanerkennung einer Entscheidung oder deren Vollstreckbarerklärung erwirken 
will, hat Folgendes vorzulegen: 

a. eine Ausfertigung der Entscheidung, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, 

    und 

b. die Bescheinigung nach Artikel 39. 

(2)   Bei einer im Versäumnisverfahren ergangenen Entscheidung hat die Partei, die die Anerkennung einer Entscheidung oder 
deren Vollstreckbarerklärung erwirken will, ferner Folgendes vorzulegen: 

a. die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der Urkunde, aus der sich ergibt, dass das 
verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück der Partei, die sich nicht auf das 
Verfahren eingelassen hat, zugestellt wurde, 

    oder 

b. eine Urkunde, aus der hervorgeht, dass der Antragsgegner mit der Entscheidung eindeutig einverstanden 
ist. 

Artikel 38: Fehlen von Urkunden 

(1)   Werden die in Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b) oder Absatz 2 aufgeführten Urkunden nicht vorgelegt, so kann das Gericht 
eine Frist setzen, innerhalb deren die Urkunden vorzulegen sind, oder sich mit gleichwertigen Urkunden begnügen oder von der 
Vorlage der Urkunden befreien, wenn es eine weitere Klärung nicht für erforderlich hält. 
 
(2)   Auf Verlangen des Gerichts ist eine Übersetzung der Urkunden vorzulegen. Die Übersetzung ist von einer hierzu in einem 
der Mitgliedstaaten befugten Person zu beglaubigen. 

Artikel 39: Bescheinigung bei Entscheidungen in Ehesachen und bei Entscheidungen über die elterliche 
Verantwortung 

Das zuständige Gericht oder die Zuständige Behörde des Ursprungsmitgliedstaats stellt auf Antrag einer berechtigten Partei 
eine Bescheinigung unter Verwendung des Formblatts in Anhang I (Entscheidungen in Ehesachen) oder Anhang II 
(Entscheidungen über die elterliche Verantwortung) aus. 
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Abschnitt 4: Vollstreckbarkeit bestimmter Entscheidungen über das Umgangsrecht 
und bestimmter Entscheidungen, mit denen die Rückgabe des Kindes angeordnet wird 

 

Artikel 40: Anwendungsbereich 

(1)   Dieser Abschnitt gilt für 

a. das Umgangsrecht 

    und 

b. die Rückgabe eines Kindes infolge einer die Rückgabe des Kindes anordnenden Entscheidung gemäß 
Artikel 11 Absatz 8. 

(2)   Der Träger der elterlichen Verantwortung kann ungeachtet der Bestimmungen dieses Abschnitts die Anerkennung und 
Vollstreckung nach Maßgabe der Abschnitte 1 und 2 dieses Kapitels beantragen. 

Artikel 41: Umgangsrecht 

(1)   Eine in einem Mitgliedstaat ergangene vollstreckbare Entscheidung über das Umgangsrecht im Sinne des Artikels 40 
Absatz 1 Buchstabe a), für die eine Bescheinigung nach Absatz 2 im Ursprungsmitgliedstaat ausgestellt wurde, wird in einem 
anderen Mitgliedstaat anerkannt und kann dort vollstreckt werden, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne 
dass die Anerkennung angefochten werden kann. 
 
Auch wenn das nationale Recht nicht vorsieht, dass eine Entscheidung über das Umgangsrecht ungeachtet der Einlegung 
eines Rechtsbehelfs von Rechts wegen vollstreckbar ist, kann das Gericht des Ursprungsmitgliedstaats die Entscheidung für 
vollstreckbar erklären. 
 
(2)   Der Richter des Ursprungsmitgliedstaats stellt die Bescheinigung nach Absatz 1 unter Verwendung des Formblatts in 
Anhang III (Bescheinigung über das Umgangsrecht) nur aus, wenn 

a. im Fall eines Versäumnisverfahrens das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges 
Schriftstück der Partei, die sich nicht auf das Verfahren eingelassen hat, so rechtzeitig und in einer Weise 
zugestellt wurde, dass sie sich verteidigen konnte, oder wenn in Fällen, in denen bei der Zustellung des 
betreffenden Schriftstücks diese Bedingungen nicht eingehalten wurden, dennoch festgestellt wird, dass sie 
mit der Entscheidung eindeutig einverstanden ist;  

b. alle betroffenen Parteien Gelegenheit hatten, gehört zu werden, 

    und 

c. das Kind die Möglichkeit hatte, gehört zu werden, sofern eine Anhörung nicht aufgrund seines Alters oder 
seines Reifegrads unangebracht erschien. 

Das Formblatt wird in der Sprache ausgefüllt, in der die Entscheidung abgefasst ist. 
 
(3)   Betrifft das Umgangsrecht einen Fall, der bei der Verkündung der Entscheidung einen grenzüberschreitenden Bezug 
aufweist, so wird die Bescheinigung von Amts wegen ausgestellt, sobald die Entscheidung vollstreckbar oder vorläufig 
vollstreckbar wird. Wird der Fall erst später zu einem Fall mit grenzüberschreitendem Bezug, so wird die Bescheinigung auf 
Antrag einer der Parteien ausgestellt. 

Artikel 42: Rückgabe des Kindes 

(1)   Eine in einem Mitgliedstaat ergangene vollstreckbare Entscheidung über die Rückgabe des Kindes im Sinne des Artikels 
40 Absatz 1 Buchstabe b), für die eine Bescheinigung nach Absatz 2 im Ursprungsmitgliedstaat ausgestellt wurde, wird in 
einem anderen Mitgliedstaat anerkannt und kann dort vollstreckt werden, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und 
ohne dass die Anerkennung angefochten werden kann. 
 
Auch wenn das nationale Recht nicht vorsieht, dass eine in Artikel 11 Absatz 8 genannte Entscheidung über die Rückgabe des 
Kindes ungeachtet der Einlegung eines Rechtsbehelfs von Rechts wegen vollstreckbar ist, kann das Gericht des 
Ursprungsmitgliedstaats die Entscheidung für vollstreckbar erklären. 
 
(2)   Der Richter des Ursprungsmitgliedstaats, der die Entscheidung nach Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe b) erlassen hat, stellt 
die Bescheinigung nach Absatz 1 nur aus, wenn 

a. das Kind die Möglichkeit hatte, gehört zu werden, sofern eine Anhörung nicht aufgrund seines Alters oder 
seines Reifegrads unangebracht erschien, 

b. die Parteien die Gelegenheit hatten, gehört zu werden, und 
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c. das Gericht beim Erlass seiner Entscheidung die Gründe und Beweismittel berücksichtigt hat, die der nach 
Artikel 13 des Haager Übereinkommens von 1980 ergangenen Entscheidung zugrunde liegen. 

Ergreift das Gericht oder eine andere Behörde Maßnahmen, um den Schutz des Kindes nach seiner Rückkehr in den Staat des 
gewöhnlichen Aufenthalts sicherzustellen, so sind diese Maßnahmen in der Bescheinigung anzugeben. 
 
Der Richter des Ursprungsmitgliedstaats stellt die Bescheinigung von Amts wegen unter Verwendung des Formblatts in Anhang 
IV (Bescheinigung über die Rückgabe des Kindes) aus. 
 
Das Formblatt wird in der Sprache ausgefüllt, in der die Entscheidung abgefasst ist. 

Artikel 43: Klage auf Berichtigung 

(1)   Für Berichtigungen der Bescheinigung ist das Recht des Ursprungsmitgliedstaats maßgebend. 
 
(2)   Gegen die Ausstellung einer Bescheinigung gemäß Artikel 41 Absatz 1 oder Artikel 42 Absatz 1 sind keine Rechtsbehelfe 
möglich. 

Artikel 44: Wirksamkeit der Bescheinigung 

Die Bescheinigung ist nur im Rahmen der Vollstreckbarkeit des Urteils wirksam. 

Artikel 45: Urkunden 

(1)   Die Partei, die die Vollstreckung einer Entscheidung erwirken will, hat Folgendes vorzulegen: 

a. eine Ausfertigung der Entscheidung, die die für ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, 

    und 

b. die Bescheinigung nach Artikel 41 Absatz 1 oder Artikel 42 Absatz 1. 

(2)   Für die Zwecke dieses Artikels 

 wird der Bescheinigung gemäß Artikel 41 Absatz 1 eine Übersetzung der Nummer 12 betreffend die 
Modalitäten der Ausübung des Umgangsrechts beigefügt;  

 wird der Bescheinigung gemäß Artikel 42 Absatz 1 eine Übersetzung der Nummer 14 betreffend die 
Einzelheiten der Maßnahmen, die ergriffen wurden, um die Rückgabe des Kindes sicherzustellen, 
beigefügt. 

Die Übersetzung erfolgt in die oder in eine der Amtssprachen des Vollstreckungsmitgliedstaats oder in eine andere von ihm 
ausdrücklich zugelassene Sprache. Die Übersetzung ist von einer hierzu in einem der Mitgliedstaaten befugten Person zu 
beglaubigen. 

Abschnitt 5: Öffentliche Urkunden und Vereinbarungen 
 

Artikel 46 

Öffentliche Urkunden, die in einem Mitgliedstaat aufgenommen und vollstreckbar sind, sowie Vereinbarungen zwischen den 
Parteien, die in dem Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar sind, werden unter denselben Bedingungen wie Entscheidungen 
anerkannt und für vollstreckbar erklärt. 

Abschnitt 6:Sonstige Bestimmungen 

Artikel 47: Vollstreckungsverfahren 

(1)   Für das Vollstreckungsverfahren ist das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats maßgebend. 
 
(2)   Die Vollstreckung einer von einem Gericht eines anderen Mitgliedstaats erlassenen Entscheidung, die gemäß Abschnitt 2 
für vollstreckbar erklärt wurde oder für die eine Bescheinigung nach Artikel 41 Absatz 1 oder Artikel 42 Absatz 1 ausgestellt 
wurde, erfolgt im Vollstreckungsmitgliedstaat unter denselben Bedingungen, die für in diesem Mitgliedstaat ergangene 
Entscheidungen gelten. 
 
Insbesondere darf eine Entscheidung, für die eine Bescheinigung nach Artikel 41 Absatz 1 oder Artikel 42 Absatz 1 ausgestellt 
wurde, nicht vollstreckt werden, wenn sie mit einer später ergangenen vollstreckbaren Entscheidung unvereinbar ist. 
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Artikel 48: Praktische Modalitäten der Ausübung des Umgangsrechts 

(1)   Die Gerichte des Vollstreckungsmitgliedstaats können die praktischen Modalitäten der Ausübung des Umgangsrechts 
regeln, wenn die notwendigen Vorkehrungen nicht oder nicht in ausreichendem Maße bereits in der Entscheidung der für die 
Entscheidung der in der Hauptsache zuständigen Gerichte des Mitgliedstaats getroffen wurden und sofern der Wesensgehalt 
der Entscheidung unberührt bleibt. 
 
(2)   Die nach Absatz 1 festgelegten praktischen Modalitäten treten außer Kraft, nachdem die für die Entscheidung in der 
Hauptsache zuständigen Gerichte des Mitgliedstaats eine Entscheidung erlassen haben. 

Artikel 49: Kosten 

Die Bestimmungen dieses Kapitels mit Ausnahme der Bestimmungen des Abschnitts 4 gelten auch für die Festsetzung der 
Kosten für die nach dieser Verordnung eingeleiteten Verfahren und die Vollstreckung eines Kostenfestsetzungsbeschlusses. 

Artikel 50: Prozesskostenhilfe 

Wurde dem Antragsteller im Ursprungsmitgliedstaat ganz oder teilweise Prozesskostenhilfe oder Kostenbefreiung gewährt, so 
genießt er in dem Verfahren nach den Artikeln 21, 28, 41, 42 und 48 hinsichtlich der Prozesskostenhilfe oder der 
Kostenbefreiung die günstigste Behandlung, die das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats vorsieht. 

Artikel 51: Sicherheitsleistung, Hinterlegung 

Der Partei, die in einem Mitgliedstaat die Vollstreckung einer in einem anderen Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung 
beantragt, darf eine Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, unter welcher Bezeichnung es auch sei, nicht aus einem der 
folgenden Gründe auferlegt werden: 

a. weil sie in dem Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung erwirkt werden soll, nicht ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, oder 

b. weil sie nicht die Staatsangehörigkeit dieses Staates besitzt oder, wenn die Vollstreckung im Vereinigten 
Königreich oder in Irland erwirkt werden soll, ihr "domicile" nicht in einem dieser Mitgliedstaaten hat. 

Artikel 52: Legalisation oder ähnliche Förmlichkeit 

Die in den Artikeln 37, 38 und 45 aufgeführten Urkunden sowie die Urkunde über die Prozessvollmacht, falls eine solche erteilt 
wird, bedürfen weder der Legalisation noch einer ähnlichen Förmlichkeit. 

Kapitel IV: Zusammenarbeit zwischen den Zentralen Behörden bei Verfahren betreffend die Elterliche Verantwortung  

Artikel 53: Bestimmung der Zentralen Behörden 

Jeder Mitgliedstaat bestimmt eine oder mehrere Zentrale Behörden, die ihn bei der Anwendung dieser Verordnung unterstützen, 
und legt ihre räumliche oder sachliche Zuständigkeit fest. Hat ein Mitgliedstaat mehrere Zentrale Behörden bestimmt, so sind 
die Mitteilungen grundsätzlich direkt an die zuständige Zentrale Behörde zu richten. Wurde eine Mitteilung an eine nicht 
zuständige Zentrale Behörde gerichtet, so hat diese die Mitteilung an die zuständige Zentrale Behörde weiterzuleiten und den 
Absender davon in Kenntnis zu setzen. 

Artikel 54: Allgemeine Aufgaben 

Die Zentralen Behörden stellen Informationen über nationale Rechtsvorschriften und Verfahren zur Verfügung und ergreifen 
Maßnahmen, um die Durchführung dieser Verordnung zu verbessern und die Zusammenarbeit untereinander zu stärken. Hierzu 
wird das mit der Entscheidung 2001/470/EG eingerichtete Europäische Justizielle Netz für Zivil- und Handelssachen genutzt. 

Artikel 55: Zusammenarbeit in Fällen, die speziell die elterliche Verantwortung betreffen 

Die Zentralen Behörden arbeiten in bestimmten Fällen auf Antrag der Zentralen Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder des 
Trägers der elterlichen Verantwortung zusammen, um die Ziele dieser Verordnung zu verwirklichen. Hierzu treffen sie folgende 
Maßnahmen im Einklang mit den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats, die den Schutz personenbezogener Daten regeln, 
direkt oder durch Einschaltung anderer Behörden oder Einrichtungen: 

a. Sie holen Informationen ein und tauschen sie aus über 
i. die Situation des Kindes, 
ii. laufende Verfahren oder 
iii. das Kind betreffende Entscheidungen. 

b. Sie informieren und unterstützen die Träger der elterlichen Verantwortung, die die Anerkennung und Vollstreckung 
einer Entscheidung, insbesondere über das Umgangsrecht und die Rückgabe des Kindes, in ihrem Gebiet erwirken 
wollen. 
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c. Sie erleichtern die Verständigung zwischen den Gerichten, insbesondere zur Anwendung des Artikels 11 Absätze 6 
und 7 und des Artikels 15. 

d. Sie stellen alle Informationen und Hilfen zur Verfügung, die für die Gerichte für die Anwendung des Artikels 56 von 
Nutzen sind. 

e. Sie erleichtern eine gütliche Einigung zwischen den Trägern der elterlichen Verantwortung durch Mediation oder auf 
ähnlichem Wege und fördern hierzu die grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 

Artikel 56: Unterbringung des Kindes in einem anderen Mitgliedstaat 

(1)   Erwägt das nach den Artikeln 8 bis 15 zuständige Gericht die Unterbringung des Kindes in einem Heim oder in einer 
Pflegefamilie und soll das Kind in einem anderen Mitgliedstaat untergebracht werden, so zieht das Gericht vorher die Zentrale 
Behörde oder eine andere zuständige Behörde dieses Mitgliedstaats zurate, sofern in diesem Mitgliedstaat für die 
innerstaatlichen Fälle der Unterbringung von Kindern die Einschaltung einer Behörde vorgesehen ist. 
 
(2)   Die Entscheidung über die Unterbringung nach Absatz 1 kann im ersuchenden Mitgliedstaat nur getroffen werden, wenn 
die zuständige Behörde des ersuchten Staates dieser Unterbringung zugestimmt hat. 
 
(3)   Für die Einzelheiten der Konsultation bzw. der Zustimmung nach den Absätzen 1 und 2 gelten das nationale Recht des 
ersuchten Staates. 
 
(4)   Beschließt das nach den Artikeln 8 bis 15 zuständige Gericht die Unterbringung des Kindes in einer Pflegefamilie und soll 
das Kind in einem anderen Mitgliedstaat untergebracht werden und ist in diesem Mitgliedstaat für die innerstaatlichen Fälle der 
Unterbringung von Kindern die Einschaltung einer Behörde nicht vorgesehen, so setzt das Gericht die Zentrale Behörde oder 
eine zuständige Behörde dieses Mitgliedstaats davon in Kenntnis. 

Artikel 57: Arbeitsweise 

(1)   Jeder Träger der elterlichen Verantwortung kann bei der Zentralen Behörde des Mitgliedstaats, in dem er seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder bei der Zentralen Behörde des Mitgliedstaats, in dem das Kind seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat oder in dem es sich befindet, einen Antrag auf Unterstützung gemäß Artikel 55 stellen. Dem Antrag werden 
grundsätzlich alle verfügbaren Informationen beigefügt, die die Ausführung des Antrags erleichtern können. Betrifft dieser 
Antrag die Anerkennung oder Vollstreckung einer Entscheidung über die elterliche Verantwortung, die in den 
Anwendungsbereich dieser Verordnung fällt, so muss der Träger der elterlichen Verantwortung dem Antrag die betreffenden 
Bescheinigungen nach Artikel 39, Artikel 41 Absatz 1 oder Artikel 42 Absatz 1 beifügen. 
 
(2)   Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die Amtssprache(n) der Organe der Gemeinschaft mit, die er außer seiner/seinen 
eigenen Sprache(n) für Mitteilungen an die Zentralen Behörden zulässt. 
 
(3)   Die Unterstützung der Zentralen Behörden gemäß Artikel 55 erfolgt unentgeltlich. 
 
(4)   Jede Zentrale Behörde trägt ihre eigenen Kosten. 

Artikel 58: Zusammenkünfte 

(1)   Zur leichteren Anwendung dieser Verordnung werden regelmäßig Zusammenkünfte der Zentralen Behörden einberufen. 
 
(2)   Die Einberufung dieser Zusammenkünfte erfolgt im Einklang mit der Entscheidung 2001/470/EG über die Einrichtung eines 
Europäischen Justiziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen. 

Kapitel V: Verhältnis zu anderen Rechtsinstrumenten 

Artikel 59: Verhältnis zu anderen Rechtsinstrumenten 

(1)   Unbeschadet der Artikel 60, 61, 62 und des Absatzes 2 des vorliegenden Artikels ersetzt diese Verordnung die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehenden, zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten geschlossenen 
Übereinkünfte, die in dieser Verordnung geregelte Bereiche betreffen. 
 
(2) 

a. Finnland und Schweden können erklären, dass das Übereinkommen vom 6. Februar 1931 zwischen 
Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden mit Bestimmungen des internationalen 
Verfahrensrechts über Ehe, Adoption und Vormundschaft einschließlich des Schlussprotokolls anstelle 
dieser Verordnung ganz oder teilweise auf ihre gegenseitigen Beziehungen anwendbar ist. Diese 
Erklärungen werden dieser Verordnung als Anhang beigefügt und im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. Die betreffenden Mitgliedstaaten können ihre Erklärung jederzeit ganz oder teilweise 
widerrufen. 

b. Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung von Bürgern der Union aus Gründen der Staatsangehörigkeit wird 
eingehalten. 

c. Die Zuständigkeitskriterien in künftigen Übereinkünften zwischen den in Buchstabe a) genannten 
Mitgliedstaaten, die in dieser Verordnung geregelte Bereiche betreffen, müssen mit den Kriterien dieser 
Verordnung im Einklang stehen. 
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d. Entscheidungen, die in einem der nordischen Staaten, der eine Erklärung nach Buchstabe a) abgegeben 
hat, aufgrund eines Zuständigkeitskriteriums erlassen werden, das einem der in Kapitel II vorgesehenen 
Zuständigkeitskriterien entspricht, werden in den anderen Mitgliedstaaten gemäß den Bestimmungen des 
Kapitels III anerkannt und vollstreckt. 

(3)  Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 

a. eine Abschrift der Übereinkünfte sowie der einheitlichen Gesetze zur Durchführung dieser Übereinkünfte 
gemäß Absatz 2 Buchstaben a) und c), 

b. jede Kündigung oder Änderung dieser Übereinkünfte oder dieser einheitlichen Gesetze. 

Artikel 60: Verhältnis zu bestimmten multilateralen Übereinkommen 

Im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten hat diese Verordnung vor den nachstehenden Übereinkommen insoweit Vorrang, 
als diese Bereiche betreffen, die in dieser Verordnung geregelt sind: 

a. Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das 
anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen, 

b. Luxemburger Übereinkommen vom 8. September 1967 über die Anerkennung von Entscheidungen in 
Ehesachen, 

c. Haager Übereinkommen vom 1. Juni 1970 über die Anerkennung von Ehescheidungen und der Trennung 
von Tisch und Bett, 

d. Europäisches Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses 

    und 

e. Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler 
Kindesentführung. 

Artikel 61: Verhältnis zum Haager Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung 
und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern 

Im Verhältnis zum Haager Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die 
Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern ist diese Verordnung anwendbar, 

a. wenn das betreffende Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat;  
b. in Fragen der Anerkennung und der Vollstreckung einer von dem zuständigen Gericht eines Mitgliedstaats 

ergangenen Entscheidung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, auch wenn das betreffende Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Drittstaats hat, der Vertragspartei des genannten 
Übereinkommens ist. 

Artikel 62: Fortbestand der Wirksamkeit 

(1)   Die in Artikel 59 Absatz 1 und den Artikeln 60 und 61 genannten Übereinkünfte behalten ihre Wirksamkeit für die 
Rechtsgebiete, die durch diese Verordnung nicht geregelt werden. 
 
(2) Die in Artikel 60 genannten Übereinkommen, insbesondere das Haager Übereinkommen von 1980, behalten vorbehaltlich 
des Artikels 60 ihre Wirksamkeit zwischen den ihnen angehörenden Mitgliedstaaten. 

Artikel 63: Verträge mit dem Heiligen Stuhl 

(1)   Diese Verordnung gilt unbeschadet des am 7. Mai 1940 in der Vatikanstadt zwischen dem Heiligen Stuhl und Portugal 
unterzeichneten Internationalen Vertrags (Konkordat). 
 
(2)   Eine Entscheidung über die Ungültigkeit der Ehe gemäß dem in Absatz 1 genannten Vertrag wird in den Mitgliedstaaten 
unter den in Kapitel III Abschnitt 1 vorgesehenen Bedingungen anerkannt. 
 
(3)   Die Absätze 1 und 2 gelten auch für folgende internationalen Verträge (Konkordate) mit dem Heiligen Stuhl: 

a. Lateranvertrag vom 11. Februar 1929 zwischen Italien und dem Heiligen Stuhl, geändert durch die am 18. 
Februar 1984 in Rom unterzeichnete Vereinbarung mit Zusatzprotokoll, 

b. Vereinbarung vom 3. Januar 1979 über Rechtsangelegenheiten zwischen dem Heiligen Stuhl und Spanien, 
c. Vereinbarung zwischen dem Heiligen Stuhl und Malta über die Anerkennung der zivilrechtlichen Wirkungen 

von Ehen, die nach kanonischem Recht geschlossen wurden, sowie von diese Ehen betreffenden 
Entscheidungen der Kirchenbehörden und -gerichte, einschließlich des Anwendungsprotokolls vom selben 
Tag, zusammen mit dem zweiten Zusatzprotokoll vom 6. Januar 1995.“ 

(12)
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(4)   Für die Anerkennung der Entscheidungen im Sinne des Absatzes 2 können in Spanien, Italien oder Malta dieselben 
Verfahren und Nachprüfungen vorgegeben werden, die auch für Entscheidungen der Kirchengerichte gemäß den in Absatz 3 
genannten internationalen Verträgen mit dem Heiligen Stuhl gelten. 

(12)
 

 
(5)   Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 

a. eine Abschrift der in den Absätzen 1 und 3 genannten Verträge, 
b. jede Kündigung oder Änderung dieser Verträge. 

Kapitel VI: Übergangsvorschriften 

Artikel 64 

(1)   Diese Verordnung gilt nur für gerichtliche Verfahren, öffentliche Urkunden und Vereinbarungen zwischen den Parteien, die 
nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung gemäß Artikel 72 eingeleitet, aufgenommen oder getroffen wurden. 
 
(2)   Entscheidungen, die nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung in Verfahren ergangen sind, die vor Beginn der 
Anwendung dieser Verordnung, aber nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 eingeleitet wurden, werden nach 
Maßgabe des Kapitels III der vorliegenden Verordnung anerkannt und vollstreckt, sofern das Gericht aufgrund von Vorschriften 
zuständig war, die mit den Zuständigkeitsvorschriften des Kapitels II der vorliegenden Verordnung oder der Verordnung (EG) 
Nr. 1347/2000 oder eines Abkommens übereinstimmen, das zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens zwischen dem 
Ursprungsmitgliedstaat und dem ersuchten Mitgliedstaat in Kraft war. 
 
(3)   Entscheidungen, die vor Beginn der Anwendung dieser Verordnung in Verfahren ergangen sind, die nach Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 eingeleitet wurden, werden nach Maßgabe des Kapitels III der vorliegenden Verordnung 
anerkannt und vollstreckt, sofern sie eine Ehescheidung, Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder Ungültigerklärung 
einer Ehe oder eine aus Anlass eines solchen Verfahrens in Ehesachen ergangene Entscheidung über die elterliche 
Verantwortung für die gemeinsamen Kinder zum Gegenstand haben. 
 
(4)   Entscheidungen, die vor Beginn der Anwendung dieser Verordnung, aber nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 
1347/2000 in Verfahren ergangen sind, die vor Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 eingeleitet wurden, werden 
nach Maßgabe des Kapitels III der vorliegenden Verordnung anerkannt und vollstreckt, sofern sie eine Ehescheidung, Trennung 
ohne Auflösung des Ehebandes oder Ungültigerklärung einer Ehe oder eine aus Anlass eines solchen Verfahrens in Ehesachen 
ergangene Entscheidung über die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kinder zum Gegenstand haben und 
Zuständigkeitsvorschriften angewandt wurden, die mit denen des Kapitels II der vorliegenden Verordnung oder der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 oder eines Abkommens übereinstimmen, das zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens zwischen dem 
Ursprungsmitgliedstaat und dem ersuchten Mitgliedstaat in Kraft war. 

Kapitel VII: Schlussbestimmungen 

Artikel 65: Überprüfung 

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
spätestens am 1. Januar 2012 und anschließend alle fünf Jahre auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten vorgelegten 
Informationen einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung, dem sie gegebenenfalls Vorschläge zu deren Anpassung 
beifügt. 

Artikel 66: Mitgliedstaaten mit zwei oder mehr Rechtssystemen 

Für einen Mitgliedstaat, in dem die in dieser Verordnung behandelten Fragen in verschiedenen Gebietseinheiten durch zwei 
oder mehr Rechtssysteme oder Regelwerke geregelt werden, gilt Folgendes: 

a. Jede Bezugnahme auf den gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat betrifft den gewöhnlichen Aufenthalt in 
einer Gebietseinheit. 

b. Jede Bezugnahme auf die Staatsangehörigkeit oder, im Fall des Vereinigten Königreichs, auf das "domicile" betrifft 
die durch die Rechtsvorschriften dieses Staates bezeichnete Gebietseinheit. 

c. Jede Bezugnahme auf die Behörde eines Mitgliedstaats betrifft die zuständige Behörde der Gebietseinheit innerhalb 
dieses Staates. 

d. Jede Bezugnahme auf die Vorschriften des ersuchten Mitgliedstaats betrifft die Vorschriften der Gebietseinheit, in der 
die Zuständigkeit geltend gemacht oder die Anerkennung oder Vollstreckung beantragt wird. 

Artikel 67: Angaben zu den Zentralen Behörden und zugelassenen Sprachen 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung Folgendes mit: 

a. die Namen und Anschriften der Zentralen Behörden gemäß Artikel 53 sowie die technischen Kommunikationsmittel, 
b. die Sprachen, die gemäß Artikel 57 Absatz 2 für Mitteilungen an die Zentralen Behörden zugelassen sind, 

    und 

http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#fn12
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#art72
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#kap03
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#kap02
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#kap03
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#kap02
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#art53
http://www.datenbanken.justiz.nrw.de/ir_htm/vo_2201-2003_27112003.htm#art57abs2


VO (EG) 2201/2003 „Brüssel IIa-VO“, aus:  Seite 19 
Materialien zu FamRZ-Buch 18 (Motzer/Kugler/Grabow, 2. Aufl. 2012) www.gieseking-verlag.de 

c. die Sprachen, die gemäß Artikel 45 Absatz 2 für die Bescheinigung über das Umgangsrecht zugelassen sind. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Änderung dieser Angaben mit. 
 
Die Angaben werden von der Kommission veröffentlicht. 

Artikel 68: Angaben zu den Gerichten und den Rechtsbehelfen 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in den Artikeln 21, 29, 33 und 34 genannten Listen mit den zuständigen 
Gerichten und den Rechtsbehelfen sowie die Änderungen dieser Listen mit. 
 
Die Kommission aktualisiert diese Angaben und gibt sie durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union und auf 
andere geeignete Weise bekannt. 

Artikel 69: Änderungen der Anhänge 

Änderungen der in den Anhängen I bis IV wiedergegebenen Formblätter werden nach dem in Artikel 70 Absatz 2 genannten 
Verfahren beschlossen. 

Artikel 70: Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss (nachstehend "Ausschuss" genannt) unterstützt. 
 
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG. 
 
(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 71: Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 wird mit Beginn der Geltung dieser Verordnung aufgehoben. 
 
(2) Jede Bezugnahme auf die Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 gilt als Bezugnahme auf diese Verordnung nach Maßgabe der 
Entsprechungstabelle in Anhang VI. 

Artikel 72: In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft. 
 
Sie gilt ab 1. März 2005 mit Ausnahme der Artikel 67, 68, 69 und 70, die ab dem 1. August 2004 gelten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem zur Gründung 
 der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 
 
Geschehen zu Brüssel am 27. November 2003. 
 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
R. Castelli 
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